
Mängel

Häufige Gutachtensmängel sind 
 Unnötige Weitschweifigkeit 
 Abweichungen vom gerichtlichen Auftrag 
 Überschreiten  des  Beweisthemas  
 umfassende  Problembehandlung  ohne  Rücksicht  auf  den  

eingeschränkten  gerichtlichen  Auftrag und die Prozessstandpunkte der 
Parteien 

 Beweiswürdigung  durch  den  Sachverständigen  
 Rechtsausführungen des Sachverständigen
 Äußerungen mit unüberprüfbaren Behauptungen und begründungslosen 

Schlussfolgerungen („kein Einwand vom kfz-technischen Standpunkt“)
 Überschreiten des eigenen Fachwissens des Sachverständigen
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Mängel
Häufige Gutachtensmängel sind 
 Befundfehler durch Verkennen des Sachverhalts (Anwendung von 

Vergleichsmessungen, obwohl das Vergleichsobjekt nicht gleichwertig ist)
 Prognose ohne Anhaltspunkte („Sachverständiger als Wahrsager“)
 Schlussfolgerungen auf (rechts-)unerhebliche Tatsachen (Hinweise auf 

Gefahren durch Beispielsfolgen)
 Phrasendrescherei („es bedarf wohl keiner weiteren Erörterung“)
 Mangelnde Auseinandersetzung mit Einwendungen und Beweisanträgen 

(„Nachbarrechte werden nicht berührt“)
 Auflagen ohne Begründung („das ist jedenfalls Mindeststandard“)
 Unvollkommene Sachverhaltsaufnahme, wenn zB auf eine im Akt erliegende 

Beschreibung Bezug genommen wird, die wesentliche Elemente gerade nicht 
enthält
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Vorgehensweise bei Mängel

Mangelhafte Gutachten sind 
 zur Verbesserung bzw. zur Ergänzung zurückzustellen
 wenn dies nicht möglich ist, weil das Gutachten derart mangelhaft ist
 hat das Gericht/die Behörde ein weiteres Gutachten zu beauftragen

Stützt sich die Entscheidung der Behörde aber auf ein fehlerhaftes 
Gutachten, so steht der Partei die Bekämpfung dieses fehlerhaften 
Bescheides/Urteils im Wege eines Rechtmittels offen
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Haftung des 
Sachverständigen



Zivilrechtliche Haftung

ABGB - Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch für die gesammten deutschen 
Erbländer der Oesterreichischen Monarchie (1811)



Zivilrecht - Schadenersatz

 Das ABGB sagt in § 1295, dass jedermann berechtigt ist, vom Schädiger 
den Ersatz jenes Schadens zu verlangen, den ihm dieser rechtswidrig 
und schuldhaft zugefügt hat 

 Das Schadenersatzrecht regelt, unter welchen Voraussetzungen ein 
Geschädigter für einen Schaden von jemand anderem Ersatz verlangen 
kann 

 Eine Schadenersatzpflicht gegenüber einem anderen setzt einmal voraus, 
dass der Belangte den Schaden verursacht hat

 Der Schadensverursacher muss dabei rechtswidrig und schuldhaft 
gehandelt haben zB durch eine Vertragsverletzung, durch die sorglose 
Übertretung einer gesetzlichen Vorschrift (wie etwa der 
Straßenverkehrsordnung) oder einer sonstigen Verhaltenspflicht oder 
durch ein strafbares Verhalten
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Zivilrecht – Schadenersatz Prüfschema
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Zivilrecht – Schadenersatz Prüfschema
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Zivilrecht

I. Ein vom Gericht bestellter Sachverständiger, der schuldhaft ein 
unrichtiges Gutachten abgibt, haftet den gegenüber Parteien eines 
Zivilprozesses persönlich und unmittelbar nach den §§ 1295, 1299 
ABGB für den dadurch verursachten Schaden 

II. Voraussetzung für die Haftung ist, dass die Unrichtigkeit des Gutachtens 
ausschlaggebend (kausal) für die Entscheidung war. Entscheidend für die 
Beurteilung dieser Kausalität ist dabei, welchen Einfluss ein sachlich und 
fachlich richtiges Gutachten auf die Entscheidung gehabt hätte

III. Ob einer Prozesspartei ein Schaden entstanden ist, ist danach zu 
beurteilen, ob das (sich auf dieses fehlerhafte Gutachten stützende) Urteil 
für diese Partei günstiger ausgefallen wäre, wenn der Sachverständige 
ein richtiges Gutachten abgegeben hätte
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Zivilrecht

§ 1299 ABGB

Wer sich zu einem Amte, zu einer Kunst, zu einem Gewerbe oder
Handwerke öffentlich bekennet; oder wer ohne Noth freywillig ein
Geschäft übernimmt, dessen Ausführung eigene Kunstkenntnisse, oder
einen nicht gewöhnlichen Fleiß erfordert, gibt dadurch zu erkennen, daß er
sich den nothwendigen Fleiß und die erforderlichen, nicht gewöhnlichen
Kenntnisse zutraue; er muß daher den Mangel derselben vertreten. Hat
aber derjenige, welcher ihm das Geschäft überließ, die Unerfahrenheit
desselben gewußt; oder, bey gewöhnlicher Aufmerksamkeit wissen können;
so fällt zugleich dem Letzteren ein Versehen zur Last.
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Zivilrecht - Sorgfaltsmaßstab

 § 1299 ABGB regelt allgemein die Sorgfaltspflicht von Personen, die eine 
besonders qualifizierte oder beratende Tätigkeit - sei es auch nur im 
Einzelfall - ausüben, und erhöht für diesen Personenkreis den 
allgemeinen Sorgfaltsmaßstab auf den Leistungsstandard der jeweiligen 
Berufsgruppe 

 § 1299 ABGB regelt die Sorgfaltspflicht von Sachverständigen, das sind 
alle Personen, die erwerbstätig sind und zur Bestreitung des 
Lebensunterhalts Gutachten erstellen

 § 1299 ABGB stellt die Verschärfung des Sorgfaltsmaßstabes der 
Sachverständigen gegenüber den allgemeinen Haftungsbestimmungen 
klar

 Haftung des § 1299 ABGB greift bereits ab leichter Fahrlässigkeit
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Zivilrecht - Sorgfaltsmaßstab

• Sachverständiger haftet für jene Kenntnisse und jenen Fleiß, den seine 
Fachkollegen gewöhnlicher Weise haben

• Maßstab eines durchschnittlichen Sachverständigen nach dem Stand der 
Wissenschaft zum Zeitpunkt der Ausübung der Tätigkeit

• Im Einzelfall zu prüfen, welche Kenntnisse und Sorgfalt von einem 
Sachverständigen in der konkreten Verfahrenssituation üblicherweise zu 
erwarten war

• Frage: wurde der konkrete Sorgfaltsmaßstab eingehalten?
 nach den jeweiligen leges artis (Regeln der Wissenschaft) 
 nach dem konkreten Gutachtensauftrages und 
 der jeweiligen Information, die dem Sachverständigen zur Verfügung 

stand
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Zivilrecht
Sachverständige haften entweder 
 vertraglich (zB als Privatgutachter aufgrund eines Werkvertrages dem 

Auftraggeber) 
oder 
 deliktisch jedermann gegenüber (auch ohne Bestehen eines Vertrages) 

das bedeutet, dass der gerichtlich oder behördlich bestellte 
Sachverständige bei der Erstellung des Gutachtens zB gegen 
Schutzgesetze (nämlich Verfahrensgesetze) verstoßen hat

• Parteien sind vom Schutzzweck der gerichtlichen Bestellung umfasst
• StPO, ZPO, AVG sind für die Parteien Schutzgesetze nach § 1311 ABGB
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Zivilrecht
Beispiel
Hoteldiener hilft beim Abladen von Gästegepäck und beschädigt dabei einen 
Gästekoffer (= Vertragshaftung wenn bereits gebucht)

oder 

Hoteldiener verletzt einen Passanten (= Deliktshaftung)   
Delikt: es wird eine allgemeine Verhaltenspflicht (zB StVO, StGB), die
gegenüber jedermann besteht, übertreten und nicht wie bei der
Vertragsverletzung eine konkrete, selbstbestimmte Pflicht gegenüber dem
Vertragspartner
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Zivilrecht
Es besteht mangels Parteienvereinbarung eine deliktische Haftung der 
 nichtamtlichen Sachverständigen und 
 der gerichtlichen Sachverständigen (im Strafverfahren und Zivilverfahren 

bestellte Sachverständige) 
den Parteien gegenüber

Gerichtlich bestellte Sachverständige und nichtamtliche
Sachverständige haften persönlich den Parteien gem. §§ 1295, 1299 
ABGB für ein schuldhaft unrichtig erstattetes Gutachten, sofern dieses 
kausal für die nachteilige Entscheidung des Gerichts war (Eintritt eines 
Schadens vorausgesetzt) 
 Parteien können direkt gegen die Sachverständigen klagsweise

vorgehen
15



Zivilrecht
Beispiel

Der Kläger (Rechtsanwalt) erwirbt in einem
Zwangsversteigerungsverfahren eine Eigentumswohnung. Der Beklagte
hatte im Exekutionsverfahren als gerichtlich bestellter Sachverständiger die
Bewertung des Objekts zu erstatten. Er besichtigte die Wohnung nur
ungenügend und übersah eine Änderungsparifizierung, sodass er seinem
Gutachten eine Wohnfläche von 100 m2 statt 70 m2 zugrunde legte.
OGH: Der gerichtlich bestellte Sachverständige haftet dem Kläger für die
unrichtige Bewertung des Exekutionsobjekts nach § 1299 ABGB
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Zivilrecht

Haftung gegenüber Dritten 
OGH 1 Ob 67/12b
Nach dieser E sind nicht nur die Prozessparteien vom Schutzzweck erfasst, 
sondern auch weitere Personen (zB Zeugen) so dass gerichtlich bestellte 
Sachverständige auch diesen unmittelbar und persönlich haften

Beispiel
Gerichtlich bestellter Sachverständiger haftet einem Zeugen, der aufgrund 
seines unrichtigen Gutachtens unter Tatverdacht gerät 

17



Zivilrecht

§ 1300 ABGB
Ein Sachverständiger ist auch dann verantwortlich, wenn er gegen 
Belohnung in Angelegenheiten seiner Kunst oder Wissenschaft aus 
Versehen einen nachtheiligen Rath ertheilet. Außer diesem Falle haftet 
ein Rathgeber nur für den Schaden, welchen er wissentlich durch 
Ertheilung des Rathes dem Anderen verursachet hat

18

Es wird hier im 2. Satz nicht ausschließlich auf den Sachverständigen abgestellt



Zivilrecht Zusammenfassung Fall 1

 Bei Ratserteilung gegen Belohnung (1. Fall) wird für jede, auch leicht 
fahrlässige Auskunft gehaftet 

 Erfasst jeden Rat und jede - dem Rat gleichgehaltene - Auskunft innerhalb 
einer Sonderbeziehung

 ZB Verträge, Schuldverhältnisse aus vorvertraglichem oder sonstigem 
geschäftlichen Kontakt 

 Belohnung bedeutet allerdings nicht nur Bezahlung, sondern es genügt 
bereits, dass der Rat oder die ihm gleichgehaltene Auskunft nicht aus 
reiner Gefälligkeit, also nicht selbstlos erteilt wurde 

 Selbstlos ist ein Rat zB auch dann nicht, wenn das beanstandete Verhalten 
iZ mit einer von dritter Seite erwarteten Leistung gesetzt wird
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Zivilrecht Zusammenfassung Fall 1

1. Fall – gegen Belohnung – Haftung des Sachverständigen
 Vertragliche oder sonstige Beziehung
 Entgeltlichkeit nicht ausschlaggebend
 Rat darf jedoch nicht selbstlos erteilt werden – jedoch bei Verfolgung von 

Interessen zB bei ständiger Geschäftsbeziehung bejaht
 Sorgfaltsmaßstab nach § 1299 ABGB
 Gilt insb. für freie Berufe zB Arzt, Rechtsanwalt, Ziviltechniker, Architekt
 Gilt nicht für Laien, da diese keine Fachkenntnisse besitzen
 Versehen – greift bereits ab leichter Fahrlässigkeit

20



Zivilrecht Zusammenfassung Fall 2

2. Fall - Selbstlose Beratung – Haftung des Ratgebers
 Außerhalb einer vertraglichen oder sonstigen geschäftlichen

Sonderbeziehung dh es muss kein Vertragsverhältnis bestehen
 wissentlich falsche Erteilung von Rat und Auskunft mit

Schädigungsvorsatz dh absichtliche Schädigung durch Ratserteilung
 Gilt für Fachmann und Nichtfachmann
 Es wird nicht ausschließlich auf Sachverständigen abgestellt, kann aber

auf Sachverständigen zur Anwendung kommen
 Eintritt eines Vermögensschadens
 Sofern keine wissentliche Schädigung vorliegt, besteht keine Haftung
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Zivilrecht

Beispiele

Der Arzt u Kunstliebhaber, der ein Kunstwerk gefälligkeitshalber schätzt
oder der Baumeister, der dies bei einem Haus tut, haftet nicht nach dieser
Bestimmung

Für einen kostenlosen falschen Rat oder eine kostenlose unrichtige
Auskunft haftet der Ratgeber dagegen nur dann, wenn er den entstandenen
Schaden dadurch wissentlich verursacht hat. Der Ratgeber muss dabei
vorsätzlich gehandelt haben
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Amtshaftung



Amtshaftung - Amtssachverständiger

Amtshaftung ist die Haftung Hoheitsträger, sei es von Bund, Ländern, 
Bezirken, Gemeinden oder sonstigen Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts für jenen Schaden, den die jeweils als Organe 
handelnden Personen
 durch ein rechtswidriges Verhalten
 wem immer schuldhaft zufügen
 in Vollziehung der Gesetze

Im Einzelnen:
 durch ein rechtswidriges Verhalten
Verstoß gegen gesetzliche Ge- oder Verbote oder einen Vertrag
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Amtshaftung - Amtssachverständiger

 wem immer schuldhaft zufügen
rechtlich vorwerfbares Verhalten, entweder vorsätzlich oder fahrlässig 

Vorsatz = böse Absicht
Fahrlässigkeit = Versehen

 leichte Fahrlässigkeit iS eines kleinen Sorgfaltsverstoßes, der auch 
sorgfältigen Menschen bisweilen unterläuft 

 grobe Fahrlässigkeit iSv auffallender Sorglosigkeit, die einem sorgfältigen 
Menschen nicht passiert

 Mit in Vollziehung der Gesetze ist gemeint, dass der Rechtsträger eine 
hoheitliche Tätigkeit, also eine solche mit Befehls- und Zwangsgewalt ausübt
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Amtshaftung - Amtssachverständiger

 Gilt nur für Amtssachverständige

Jedoch nicht für 
 gerichtlich bestellte Sachverständige (Zivil- und Strafverfahren)
 nichtamtliche Sachverständige
 Privatgutachter

haben keine Organstellung
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Haftung - Amtssachverständiger
Geregelt im Bundesgesetz Amtshaftungsgesetz    (AHG)

AHG
§ 1. (1) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, sonstige Körperschaften des
öffentlichen Rechts und die Träger der Sozialversicherung - im folgenden
Rechtsträger genannt - haften nach den Bestimmungen des bürgerlichen
Rechts für den Schaden am Vermögen oder an der Person, den die als ihre
Organe handelnden Personen in Vollziehung der Gesetze durch ein
rechtswidriges Verhalten wem immer schuldhaft zugefügt haben; dem
Geschädigten haftet das Organ nicht. Der Schaden ist nur in Geld zu
ersetzen.
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Haftung - Amtssachverständiger

§ 3 AHG
(1) Hat der Rechtsträger dem Geschädigten auf Grund dieses
Bundesgesetzes den Schaden ersetzt, so kann er von den Personen, die als
seine Organe gehandelt und die Rechtsverletzung vorsätzlich oder
grobfahrlässig verübt oder verursacht haben, Rückersatz begehren.

(2) Hat das Organ die Rechtsverletzung grobfahrlässig verübt oder verursacht,
so kann das Gericht aus Gründen der Billigkeit den Rückersatz mäßigen.
Dabei hat das Gericht insbesondere auf die in § 2 Abs. 2 des
Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes, BGBl. Nr. 80/1965, angeführten Umstände
sinngemäß Bedacht zu nehmen.
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Haftung - Amtssachverständiger

Das schädigende Organ (Amtssachverständiger) selbst haftet dem 
Geschädigten nicht

Eine Klage gegen den Amtssachverständigen ist ausgeschlossen
Geschädigter kann ausschließlich den Rechtsträger belangen
Hat der Rechtsträger aber dem Geschädigten den Schaden ersetzt, kann er 

von den Personen, die als seine Organe gehandelt und die 
Rechtsverletzung vorsätzlich oder grob fahrlässig verübt und verursacht 
haben, Rückersatz / Regress begehren

Haftung des Staates richtet sich grundsätzlich nach den Bestimmungen des 
Zivilrechts (Schadenersatzrecht)
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Haftung
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Strafrechtliche Haftung



Strafverfahren

Beispiel
SV hatte relevante Akteninhalte willkürlich dargestellt und vielfach keine
relevante Aktenanalyse vorgenommen
Er hatte Zeitpunkte und Zeitdauer von Informationserhebungen nicht
ausreichend dargestellt
Er hatte keine einzelfallbezogene hypothesengeleitete Diagnostik

durchgeführt, sondern fallunabhängige diagnostische Routinen vollzogen
Insofern werfen Betroffene dem SV vor, durch idente Textbausteine
Gutachten quasi am Fließband fabriziert zu haben
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Strafverfahren

§ 288 StGB Falsche Beweisaussage
(1) Wer vor Gericht als Zeuge oder, soweit er nicht zugleich Partei ist, als 
Auskunftsperson bei seiner förmlichen Vernehmung zur Sache falsch aussagt oder 
als Sachverständiger einen falschen Befund oder ein falsches Gutachten 
erstattet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.
(4) Nach Abs. 1 ist auch zu bestrafen, wer als Zeuge oder Sachverständiger eine 
der dort genannten Handlungen in einem Ermittlungsverfahren nach der 
Strafprozessordnung vor Kriminalpolizei oder Staatsanwaltschaft begeht.
§ 289 StGB Falsche Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde
Wer (außer in den Fällen des § 288 Abs. 3 und 4) vor einer Verwaltungsbehörde
als Zeuge bei seiner förmlichen Vernehmung zur Sache falsch aussagt oder als 
Sachverständiger einen falschen Befund oder ein falsches Gutachten 
erstattet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 
720 Tagessätzen zu bestrafen.
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§ 288, 289 StGB (Falsche Beweisaussage) 
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 Vorsatzdelikt
 dh der Sachverständige nimmt die Erstattung eines falschen Gutachtens in 

Kauf zB wenn der Sachverständige bei der Erstattung seines Gutachtens 
sein Fachgebiet überschreitet. In diesem Fall muss er wissen, dass ein 
solches Gutachten unrichtig sein kann

 Gilt nur für (i) gerichtlich (ii) staatsanwaltschaftlich und (iii) 
verwaltungsbehördlich bestellte Sachverständige

 Gilt nicht für Privatgutachter – kann aber als falsche Zeugenaussage 
gewertet werden
Wer vor Gericht als Zeuge, bei seiner förmlichen Vernehmung zur Sache 
falsch aussagt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen

 Für Amtssachverständige gilt Amtsmissbrauch (§ 302 StGB)



§ 288, 289 StGB (Falsche Beweisaussage) 
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 Falscher Befund: Feststellung von Tatsachen, die objektiv unrichtig 
sind
zB SV stellt fest, dass begutachtende Wohnung keine Mängel hat, 
obwohl massive Mängel vorhanden sind und der SV erkennt dies

 Falsches Gutachten: wenn es nicht die wahre Überzeugung des 
Gutachters wiedergibt
zB SV stellt fest, dass der Faustschlag keinen Knochenbruch zufolge 
hat, obwohl SV erkannt hat, dass dies offenbar die Ursache für den 
Knochenbruch ist

 unerheblich, ob das falsche Gutachten einen Einfluss auf die 
Entscheidung des Gerichts oder der Verwaltungsbehörde gehabt hat 
oder nicht



§ 302 StGB – Amtsmissbrauch

Beispiele
Der Bauamtsleiter der Gemeinde plant für eine Firma ein Bauvorhaben, die
Firma beantragt die Baubewilligung, der Bauamtsleiter nimmt an der
Bauverhandlung als Amtssachverständiger teil und verfasst für den
Bürgermeister die Erledigungsentwürfe, die der Bürgermeister unterschreibt.
Der Täter wurde wegen Amtsmissbrauchs verurteilt. Das Auftreten als
Amtssachverständiger und die Verfassung der Erledigungsentwürfe sind
Befugnismissbräuche, denn der Bauamtsleiter hätte sich für befangen erklären
müssen

Wer bei der wiederkehrenden Begutachtung ein §57a-Gutachten ausstellt, ohne
das betroffene Fahrzeug tatsächlich begutachtet zu haben, begeht
Amtsmissbrauch und muss sich vor dem Strafrichter verantworten
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§ 302 StGB (Amtsmissbrauch)

(1) Ein Beamter, der mit dem Vorsatz, dadurch einen anderen an
seinen Rechten zu schädigen, seine Befugnis, im Namen des
Bundes, eines Landes, eines Gemeindeverbandes, einer Gemeinde
oder einer anderen Person des öffentlichen Rechtes als deren
Organ in Vollziehung der Gesetze Amtsgeschäfte vorzunehmen,
wissentlich mißbraucht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten
bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

37



§ 302 StGB (Amtsmissbrauch)

§ 74 Abs. 1 Z 4 StGB Beamter: jeder, der bestellt ist, im Namen des Bundes,
eines Landes, eines Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder einer
anderen Person des öffentlichen Rechtes, ausgenommen einer Kirche oder
Religionsgesellschaft, als deren Organ allein oder gemeinsam mit einem
anderen Rechtshandlungen vorzunehmen, oder sonst mit Aufgaben der
Bundes-, Landes- oder Gemeindeverwaltung betraut ist; als Beamter gilt auch,
wer nach einem anderen Bundesgesetz oder auf Grund einer
zwischenstaatlichen Vereinbarung bei einem Einsatz im Inland einem
österreichischen Beamten gleichgestellt ist

Aber auch der Kraftfahrzeugmechaniker oder Ziviltechniker, der Ausgabe eines„
Pickerls“, der Begutachtungsplakette nach § 57a KFG, vornimmt, weil er vom Amt
der Landesregierung ermächtigt wurde, Begutachtung von Kraftfahrzeugen nach
§ 57a KFG vorzunehmen, sodass er „Beamter im funktionalen Sinn“ wird
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§ 302 StGB (Amtsmissbrauch)

Wissentlichkeit: Beamter missbraucht seine Befugnis wissentlich, wenn er also 
den strafbaren Erfolg durch sein falsches Gutachten für gewiss hält und die 
Schädigung von Rechten Dritter ernstlich für möglich halten muss
Amtsgeschäfte nimmt der Beamte vor, wenn
als Organ in seiner Befugnis Rechtshandlungen oder faktische 
Vollziehungshandlungen setzt 
In Vollziehung der Gesetze (Anwendung der Verwaltungsverfahrensgesetze)
Handelt

Gilt für Amtssachverständige, die im verwaltungsbehördlichen Verfahren 
beigezogen werden zB Erstellung eines falschen Gutachtens
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§ 121 StGB (Verletzung von Berufsgeheimnissen)

§121 Abs. 3 StGB
Ebenso ist ein von einem Gericht oder einer anderen Behörde für ein bestimmtes
Verfahren bestellter Sachverständiger zu bestrafen, der ein Geheimnis offenbart
oder verwertet, das ihm ausschließlich kraft seiner Sachverständigentätigkeit
anvertraut worden oder zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung oder
Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu verletzen, die
seine Tätigkeit in Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen
worden ist.

Privatanklagedelikt: die Strafverfolgung nur auf Verlangen der verletzten Person
Erhebung Privatanklage beim zuständigen Strafgericht
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§ 121 StGB (Verletzung von Berufsgeheimnissen)

 Umfasst alle dem Sachverständigen bekannt gewordenen Geheimnisse
 Geheimnis ist eine Tatsache, die nur dem Geheimnisträger und allenfalls noch 

seinem vertrauten Kreis bekannt ist und bei der ein natürliches Interesse 
besteht, dies nicht nach außen hin bekannt zu machen

 Geschützt sind alle Geheimnisse zB gesundheitsbezogene, kaufmännische 
oder technische, die dem Täter ausschließlich aufgrund seiner 
Sachverständigentätigkeit anvertraut oder zugänglich geworden sind

 Gilt nur für (i) gerichtlich, (ii) staatsanwaltschaftlich oder (iii) 
verwaltungsbehördlich bestellte Sachverständige

 Amtssachverständige nach § 310 StGB (Verletzung des Amtsgeheimnisses) 
strafbar
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§ 121 StGB Verletzung von Berufsgeheimnissen

 Offenbarung, wer es zumindest einer anderen Person mitteilt oder sonst 
zugänglich macht

 Verwertung, wer sich seine Kenntnis wirtschaftlich zunutze macht
 § 121 Abs. 5 StGB sieht Straflosigkeit dann vor, wenn die Offenbarung oder 

Verwertung des Geheimnisses „nach Inhalt und Form“ durch ein öffentliches 
oder ein berechtigtes privates Interesse gerechtfertigt ist 

Güterabwägung
zB Im Zuge einer Befundung durch einen ärztlichen Sachverständigen stellt dieser 
fest, dass der untersuchte Polizist drogensüchtig ist. Der Sachverständige 
informiert die Dienststelle. Trotz Verbot des Geheimnisverrats, ist diese 
Vorgehensweise gerechtfertigt und daher straffrei, weil das öffentliche Interesse 
überwiegt
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§ 310 StGB (Verletzung des Amtsgeheimnisses)

(1) Ein Beamter oder ehemaliger Beamter, der ein ihm ausschließlich
kraft seines Amtes anvertrautes oder zugänglich gewordenes
Geheimnis offenbart oder verwertet, dessen Offenbarung oder
Verwertung geeignet ist, ein öffentliches oder ein berechtigtes privates
Interesse zu verletzen, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen
Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren zu bestrafen.

Hinweis: gilt für Amtssachverständige - das Vergehen nach § 121 Abs. 3
StGB wird aufgrund materieller Subsidiarität verdrängt

43



§ 310 StGB (Verletzung des Amtsgeheimnisses)

• Amtsgeheimnisse sind  Tatsachen,  die  ein  Geheimnis  sind,  auf  die  sich  
die  Pflicht  zur  Amtsverschwiegenheit erstreckt. Sie dürfen dem Täter 
ausschließlich durch seine amtliche  Tätigkeit  bekannt  geworden  sein,  dh er  
erfährt  sie  aufgrund  seiner  dienstlichen  Tätigkeit oder er hat sie aufgrund 
seiner Position ohne dienstliche Notwendigkeit irgendwie in Erfahrung bringen 
können

• Offenbarung: Kenntnisvermittlung an Dritte, an zumindest eine Person
• Verwerten: Zum wirtschaftlichen Nutzen machen
• Verletzung berechtigter privater und öffentlicher Interessen durch 

Offenbarung oder Verwertung
zB öffentlich: Die Bekanntgabe von Bieterdaten in nicht offenen Vergabeverfahren  
oder von Akteninhalten oder anderen Behördenvorgängen an die Medien
zB privat: Krankengeschichte, Daten über die Bonität
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Verbotene Geschenkannahme
Korruption ist „der Missbrauch von anvertrauter Macht zum privaten 
Nutzen oder Vorteil“
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Verbotene Geschenkannahme

Beispiel
Ein Schifffahrt-Experte hatte in einem Zivilverfahren einer Streitpartei gegen 
entsprechende Bezahlung ein inhaltlich unrichtiges Gutachten in Aussicht 
gestellt 
Der Gutachter soll der Streitpartei eröffnet haben, dass er den Prozess 
verlieren werde. Er könne ihm allerdings vor dem nächsten 
Verhandlungstermin sieben Fragen zukommen lassen, die er  im 
Gerichtssaal „mit aller Härte und Nachdruck“ vorbringen müsse, um doch 
noch zu obsiegen 
Für sein Entgegenkommen habe der Gutachter Bares verlangt: „Er hat klipp 
und klar gesagt, er erwartet sich einen Geldbetrag und dass er sich mit 
Peanuts wie 10.000 Euro nicht abspeisen lässt
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Verbotene Geschenkannahme
1.4 Standesregeln Gerichtssachverständige

Dem Sachverständigen ist verboten, im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit
als Gutachter, für sich oder andere Personen, Zuwendungen oder
Vergünstigungen zu fordern, anzunehmen oder sich versprechen zu
lassen, die geeignet sein könnten, seine Objektivität zu beeinträchtigen,
oder die nicht einer - etwa wegen ihrer Geringwertigkeit - nach allgemeiner
Auffassung zu billigenden Gepflogenheit entsprechen. Er ist auch dazu
verpflichtet, alles in seiner Macht stehende zu tun, um zu verhindern, dass
solche Zuwendungen oder Begünstigungen von seinen Mitarbeitern oder
Angehörigen entgegengenommen werden
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§ 304 StGB (Bestechlichkeit)
(1) Ein Amtsträger oder Schiedsrichter, der für die pflichtwidrige
Vornahme oder Unterlassung eines Amtsgeschäfts einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten fordert, annimmt oder sich versprechen lässt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer 
als von einem Gericht oder einer anderen Behörde für ein bestimmtes 
Verfahren bestellter Sachverständiger für die Erstattung eines 
unrichtigen Befundes oder Gutachtens einen Vorteil für sich oder einen 
Dritten fordert, annimmt oder sich versprechen lässt.
(2) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des 
Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen, wer jedoch die Tat in Bezug auf einen 50.000 Euro 
übersteigenden Wert des Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen.
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§ 304 StGB (Bestechlichkeit)
 Mögliche Täter
 Schiedsrichter nach § 74 Abs. 1 Z 4 c StGB ist jeder Entscheidungsträger 

eines Schiedsgerichts – 1. Satz
 Amtssachverständiger als Amtsträger zu qualifizieren – 1. Satz
 Gerichtlich bestellte Sachverständige, nichtamtliche Sachverständige – 2. 

Satz
Gilt nicht für Privatsachverständige
 Vorteil: jede nützliche Leistung materieller (objektiv messbare 

wirtschaftliche oder rechtliche Besserstellung) oder immaterieller Art (zB
Verschaffen einer Auszeichnung)
auch bei geringwertigen Vorteilen - je höher der Wert des Vorteils, umso 
höher ist die Strafdrohung
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§ 304 StGB (Bestechlichkeit)
 Pflichtwidrige Vornahme
 wenn gegen konkrete Amts- oder Dienstpflichten, Compliance Regelungen 

gehandelt wird
Speziell beim SV: Erstattung eines unrichtigen Befundes oder Gutachtens 
 Begehung durch
 Fordern (Initiative geht vom SV aus)
 Annehmen
 Sich-Versprechen-Lassen
 Nicht zwingend die zeitliche Nähe zwischen der Vorteilsannahme und 

Erstattung des unrichtigen Gutachtens 
 Für sich oder einen Dritten
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§ 305 StGB (Vorteilsannahme)

(1) Ein Amtsträger oder Schiedsrichter, der für die pflichtgemäße 
Vornahme oder Unterlassung eines Amtsgeschäfts für sich oder einen 
Dritten einen Vorteil fordert oder einen ungebührlichen Vorteil (Abs. 4) 
annimmt oder sich versprechen lässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren zu bestrafen.
(3) Wer die Tat in Bezug auf einen 3.000 Euro übersteigenden Wert des 
Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer 
jedoch die Tat in Bezug auf einen 50.000 Euro übersteigenden Wert des 
Vorteils begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen.
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§ 305 StGB (Vorteilsannahme)
 Gilt für 
 Amtssachverständigen
 Schiedsrichter
 Gilt nicht für
 Gerichtssachverständige
 Nichtamtliche Sachverständige
 Privatsachverständige
 Pflichtgemäße Vornahme – Einklang mit den maßgeblichen Vorschriften
(i) Vorteil fordert - strafbar, wenn Vorteil nicht ungebührlich (nach Abs. 4) ist
(ii) Ungebührlichen Vorteil annimmt
(iii) Ungebührlichen Vorteil versprechen lässt
Ad (ii) und (iii) sofern nicht ungebührlich nach Abs. 4 – nicht strafbar

53



§ 305 StGB (Vorteilsannahme)

(4) Keine ungebührlichen Vorteile sind
1. Vorteile, deren Annahme gesetzlich erlaubt ist, oder die im Rahmen von 
Veranstaltungen gewährt werden, an deren Teilnahme ein amtlich oder 
sachlich gerechtfertigtes Interesse besteht,
2. Vorteile für gemeinnützige Zwecke (§ 35 BAO), auf deren Verwendung der 
Amtsträger oder Schiedsrichter keinen bestimmenden Einfluss ausübt, sowie
3. in Ermangelung von Erlaubnisnormen im Sinne der Z 1 orts- oder 
landesübliche Aufmerksamkeiten geringen Werts, es sei denn, dass die Tat 
gewerbsmäßig begangen wird.
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